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Betrifft: Petition Nr. 1076/2018, eingereicht von L. M. G., spanischer 
Staatsangehörigkeit, zur Rechtsunsicherheit der EU-Bürger in Bezug auf 
Schiffe unter belgischer Flagge

1. Zusammenfassung der Petition

Der Petent erklärt, dass infolge des Inkrafttretens des Sportbootgesetzes am 1. Juli 2018 
mindestens die Hälfte der Eigentümer eines unter belgischer Flagge fahrenden Bootes, 
unabhängig davon, ob es sich um natürliche oder juristische Personen handele, in Belgien 
ansässig sein müsse. Er führt an, dass diese neuen Bestimmungen erhebliche 
Rechtsunsicherheit für sämtliche EU-Bürger mit sich brächten, die sich im Einklang mit den 
zuvor geltenden Rechtsvorschriften dazu entschlossen haben, ihre Boote in Belgien zu 
registrieren. Aufgrund fehlender gemeinsamer Rechtsvorschriften für die Sportschifffahrt 
gelten für EU-Bürger in Abhängigkeit vom jeweiligen EU-Flaggenstaat höchst 
unterschiedliche Regelungen. Der Petent ersucht das Europäische Parlament daher um 
Maßnahmen, um die Rechte der durch diese Gesetzesänderung betroffenen EU-Bürger zu 
schützen, und fordert die zuständigen Behörden auf, die Rechtssicherheit zu wahren und die 
Rechtsvorschriften nicht rückwirkend anzuwenden.

2. Zulässigkeit

Für zulässig erklärt am 26. Februar 2019. Die Kommission wurde um Auskunft ersucht 
(Artikel 227 Absatz 6 der Geschäftsordnung).

3. Antwort der Kommission, eingegangen am 30. September 2019

Anmerkungen der Kommission

Der Petent kritisiert die in den Mitgliedstaaten, im vorliegenden Fall Belgien, geltenden 
Bedingungen und Anforderungen für die Registrierung von Schiffen. Gemäß Artikel 6 des 
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belgischen Gesetzes vom 5. Juli 2018 über die Sportschifffahrt ist es erforderlich, dass 
mindestens die Hälfte der Miteigentümer oder Anteilseigner des Schiffes, das unter belgischer 
Flagge fahren soll, die belgische Staatsangehörigkeit besitzt oder in Belgien ansässig ist. Die 
Kommission kann vorläufig nicht ausschließen, dass die betreffende belgische 
Rechtsvorschrift einen Verstoß gegen Artikel 18, 49, 54 und 56 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) darstellt. Ferner könnten weitere Gründe aus 
dem Besitzstand der Union für eine Prüfung der Situation herangezogen werden, 
beispielsweise die Richtlinie 2006/123/EG1 über Dienstleistungen im Binnenmarkt. Daher 
wird die Kommission prüfen, ob die belgische Rechtsvorschrift gemäß der einschlägigen EU-
Rechtsprechung notwendig und verhältnismäßig ist. 

Die Kommission wird den Petitionsausschuss über die Ergebnisse der Prüfung unterrichten. 

Fazit

Der Petent wirft die Frage der Vereinbarkeit bestimmter Aspekte der belgischen 
Rechtsvorschriften mit der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit in der Union auf; die 
Kommission wird diese Frage prüfen. Es handelt sich um einen komplexen Sachverhalt, da 
internationale Vorschriften und Übereinkommen auf dem Gebiet der Seeschifffahrt berührt 
werden.

Die Kommission wird den Petitionsausschuss über ihre abschließende Bewertung des 
Sachverhalts informieren, unter anderem darüber, ob die EU beabsichtigt, nach einer 
eingehenden Prüfung tätig zu werden oder nicht.

4. Antwort der Kommission (REV), eingegangen am 23. Februar 2024

Es gibt keine Rechtsvorschriften der Union in Bezug auf Sportboote sowie deren 
Registrierung und Betrieb. Im Hinblick auf die Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit beabsichtigt die Kommission derzeit nicht, einen entsprechenden 
Rechtsakt vorzuschlagen. Daher fällt diese Angelegenheit in die Zuständigkeit der 
Mitgliedstaaten. 

Fazit

Die Kommission ist nicht befugt, tätig zu werden. Der Petent sollte seine Beschwerde direkt 
an die belgischen Behörden richten. 

1 Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt, ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36.


